Bundesnetzagentur
Referat 803

Postfach 80 01

53105 Bonn
(Ort, Datum)
per E-Mail an vorhaben5@bnetza.de,

Anhörungsverfahren gemäß § 22 NABEG für die Vorhaben 5 und 5a, jeweils Abschnitt C2
Sehr geehrte Damen und Herren,

zunächst muss festgestellt werden, dass diese Vorhaben in keinerlei Zusammenhang mit der Energiewende und damit dem Klimaschutz, sowie dem Umweltschutz stehen. Die Leitungen dienen, wegen der Anbindung des Stromnetzes an die Nachbarländer, zu wesentlichen Anteilen dem Transport von klimaschädlichem Kohlestrom oder Atomstrom im Rahmen eines europäischen Energiehandels. Bereits im Februar 2020 hat Prof. Lorenz Jarass in seinen Untersuchungen und der Buchveröffentlichung „Über-dimensionierter Netzausbau behindert die Energiewende“ (ISBN 9783750471771) darauf hingewiesen. 
Wir verlangen daher zwingend ein Moratorium, um den bisher nur von den Profiteuren des Trassenbaus, den Übertragungsnetzbetreibern, festgestellten Bedarf für diese Trasse von neutraler Seite ermitteln zu lassen.

Für den ostbayerischen Raum wirkt der Südostlink wie eine Farce, zumal an der Thüringer Strombrücke (Redwitz) 9,2 GW als Versorgungsleistung (AC) für dieses Gebiet anliegen. Völlig unverständlich ist die Herausnahme einer Spitzenkappung um drei Prozent bei der Erzeugung der Erneuerbaren im aktuellen Netzentwicklungsplan. Diese Maßnahme würde den Bedarf an Netzelementen laut der Fachwelt um 30 bis 50 Prozent reduzieren. Der Ausfall von drei Prozent im Jahr steht dazu in keinem Verhältnis und ist leicht zu verkraften.
Die derzeitige Haushaltslage Deutschlands erfordert eine stringente Finanzplanung. Bei diesem Vorhaben gibt es keine Kosten- / Nutzen-Rechnung, obwohl von der EU gefordert. Die Baukosten werden über die Netzgebühren rigoros den Stromnutzern übertragen, d.h. für den Vorhabensträger gibt es einen Freibrief für Geldver-schwendung. Die gerade erst vorgenommene Verdopplung der Netzentgelte nur im Übertragungsnetzbereich ist erst ein Anfang. Die Bevölkerung wird die Energiekosten wegen des hohen Anteils für die Netze nicht mehr stemmen können. Die voraussehbare Energiearmut sollte auch einer Bundesnetzagentur zu denken geben, die eigentlich dem Gemeinwohl verpflichtet ist. Die aktuell von den Vorhabenträgern genannten 11 Milliarden Euro für den Südostlink sind ein reiner Schätzwert. Bei Gesprächen mit Verantwortlichen von Tennet wird schnell klar, diese Trasse ist ein Pilotprojekt, und für Kostenangaben bemüht man die Glaskugel. Betroffen von diesem Vorhaben sind somit alle Stromverbraucher in Deutschland.

Die von Anrainern und speziell den Landwirten kritisierte Wärme- und Magnetstrahlung konkretisiert sich in der Einschätzung zu den Wärmeleitfähigkeiten des Bodenmaterials. Bei Untertunnelungen wird eine Tiefe von 5 m u.a. für den Abstand zu einer kreuzenden Stromleitung gefordert (Aussage Torsten Grampp, Teilprojektleiter TenneT am 09.01.2024 in Störnstein). Wenn die Doppelleitung mit einer Überdeckung von 1,3 m – 1,5 m keinerlei signifikante Strahlungswirkung hat, wieso muss dann dieser enorme Abstand eingehalten werden? 
Genauso lassen die Aussagen zur Wärmeentwicklung Schlimmstes befürchten. Bei einer Untertunnelung muss nicht nur mindestens 5 m tief gebohrt werden, sondern die Leitungen werden zusätzlich gespreizt, und der Schutzstreifen erweitert sich von 16 m (offene Bauweise) auf 45 m aufgrund der befürchteten Hitzeentwicklung.

Das heißt, dass unsere Voraussagen, einen 760 km langen Todesstreifen für die Natur zu bekommen, wahr werden. Schaut man sich die betroffenen Gebiete, wie z. B. die Floßbachaue bei Störnstein in der Oberpfalz oder andere landschaftlich schönen Täler an, wird einem bewusst, welche brachialen Zerstörungen entstehen und was den Anwohnern zugemutet wird. Dazu kommt noch der Wertverlust bei den anliegenden Grundstücken und Immobilien. 

Der bereits jetzt beginnende Kahlschlag von Wäldern, den die Beschleunigungs-gesetze trotz fehlender Baugenehmigung erlauben, ist ein absoluter Frevel an der Umwelt. Wegen der anfallenden Kosten sind alle Stromverbraucher in Deutschland von diesem Vorhaben betroffen. Es bleibt zu hoffen, dass dies mit zunehmender Bautätigkeit nicht nur regional erkannt wird und der Widerstand gegen diese unnötigen, zerstörerischen Projekte massiv zunimmt.

Diese Stellungnahme ist zur Veröffentlichung freigegeben.

Mit freundlichen Grüßen
(Name, Adresse, Unterschrift)
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